
r u n d b r i e f  2 0 1 3  - 4

2

3   VORWORT - Angelika Klingel

4f  Delegiertenversammlung: Landtagswahlrecht reformieren! 
6   LAG Kommunale Frauenbauftragte fordert Reform 
     des Landtagswahlrechts

DOKUMENTATION
7 ff Frauenpolitische Impulse aus Baden-Württemberg
     Vernetzungstreffen mit Kandidatinnen und gewählten
     Abgeordneten aus Baden-Württemberg       

DOKUMENTATION 
13 ff Delegiertenversammlung des Landesfrauenrats vom 22.11.2013
     Schwerpunkt: Wege aus der Frauenarmut in 
     Baden-Württemberg

20  Kommunal- und Europawahl 25. Mai 2014 

Inhalt

Impressum: 

RUNDBRIEF - Informationsschrift 

des Landesfrauenrates Baden-Württemberg

Herausgeberin: 

Landesfrauenrat Baden-Württemberg

Gymnasiumstr. 43, 70174 Stuttgart

Tel 0711-621135

Redaktion Ausgabe 4-2013: 

Claudia Sünder  (verantw.), Anita Wiese

Nicht namentlich gekennzeichnete Artikel sind von der 

Redaktion erstellt. 

Fotos: Landesfrauenrat Baden-Württemberg

Druck: Rudolf-Sophien-Stift gGmbH, Stuttgart

Den RUNDBRIEF gibt es auch zum kostenlosen Her-

unterladen im Internet unter

www.landesfrauenrat-bw.de

nEUER IntERnEt-aUFtRItt DES lanDESFRaUEnRatS
www.landesfrauenrat-bw.de

Schauen Sie doch mal vorbei in unserer neu gestalteten und erweiterten Inter-
netpräsenz unter www.landesfrauenrat-bw.de oder für Eilige unter www.lfrbw.de
Neu ist u.a. eine Stichwort-Suchfunktion, mit der Sie auch in unserem umfang-
reichen Beschlußarchiv leichter fündig werden können Fotogalerien und unser 
frauenpolitischer Veranstaltungskalender. Diesen möchten wir allen Frauennetz-
werken und Gruppen besonders ans Herz legen: Tragen Sie Ihre landesweiten, 
regionalen und örtlichen Veranstaltungen für Frauen darin ein!
Machen Sie Ihre Themen und Ihre Arbeit auf diese Weise für alle sichtbar, bie-
ten Sie - wenn Sie wollen - Ihre Kontaktdaten anderen zur Vernetzung an.

Bei technischen Fragen zur Nutzung der Seite rufen Sie einfach in der LFR-
Geschäftsstelle an: Mo bis Do, von 8.30 bis 16.00 Uhr, Fr von 9.00 bis 13.00 
Uhr unter 0711-621135

Ein glückliches 
und 
erfolgreiches 2014
Zum auftakt des Wahljahres 2014 
laden wir Sie herzlich ein
zum frauenpolitischen neujahrsempfang 
des landesfrauenrats

am 25. Januar 2014, 11.00 Uhr bis 13.30 Uhr
Stuttgart, neues Schloss

Anmeldung schriftlich bis 15.1.2014 an die LFR-Geschäftsstelle
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Liebe Leserinnen,
 
vor Ihnen liegt der letzte Rundbrief des 
Landesfrauenrats Baden-Württemberg 
in diesem Jahr 2013 und der letzte 
Rundbrief des Landesfrauenrats Baden-
Württemberg in seiner bisherigen Form. 

Ab dem neuen Jahr wollen wir in Ge-
meinschaftsproduktion mit dem Frau-
enministerium Baden-Württemberg eine 
gemeinsame Publikation als regelmä-
ßiges Printinformationsmedium heraus-
geben. 
Somit soll in gemeinschaftlicher Ar-
beit ein neues Medium die bisherigen 
Ausgaben des „Frauenaktiv“ und des 
„Rundbrief LFR“ miteinander in Verbin-
dung bringen. In zwei deutlich vonei-
nander getrennten Bereichen kommen 
der Landesfrauenrat und das Frauenmi-
nisterium in einer gemeinsamen Publi-
kation zu Wort. 
Wir versprechen uns durch diese neue 
Form der Kooperation - die vorerst 
als Test für ein Jahr gedacht ist- eine 
deutliche Zielgruppenerweiterung der 
Leserinnenschaft. Auch soll durch das 
neue Medium deutlich werden, dass 
wir im Blick auf die frauenpolitischen 
Herausforderungen des Landes aus 
zwei Blickrichtungen, der des Landes-
frauenrats und der des Frauenministeri-
ums schauen und doch die Gelegenheit 

ergreifen, gemeinsam dasselbe Ziel zu 
erreichen: in Baden- Württemberg end-
lich die Gleichstellung von Frauen und 
Männern zu realisieren. 
Wir sind gespannt, ob unser Vorhaben 
der gegenseitigen Meinungsfreiheit und 
unterschiedlichen Positionierung unein-
geschränkt umzusetzen ist. Die erste 
spannende Ausgabe soll zum Interna-
tionalen Frauentag 2014 am 8 März 
erscheinen.
 
In dieser nun also letzten Ausgabe der 
seit dreißig Jahren vorliegenden Form, 
lesen und vor allem „sehen“ Sie durch 
zahlreiche Bilder von den richtungs-
weisenden Beschlüssen der Delegier-
tenversammlung, über die notwendige 
Reformierung des Landtagswahlrechts 
und über das Vernetzungstreffen mit 
Bundestagskandidatinnen und ge-
wählten Bundestagsabgeordneten aus 
Baden-Württemberg. 
Sie erhalten auch Informationen und 
Beschlüsse zum Ergebnis der internen 
Arbeitsgruppe  des LFR zum Thema 
Wege aus der Frauenarmut in Baden-
Württemberg. 

 

Wir bedanken uns für Ihr Engagement, 
Ihre Unterstützung, Ihre Zeit, Ihre Aus-
dauer, Ihren Mut, Ihre Ideen und Ihre 
Träume mit uns im Jahr 2013.

Wir freuen uns, sie alle auf unserem 
frauenpolitischen Neujahrsempfang am 
25. Januar 2014 im Marmorsaal des 
neuen Schlosses in Stuttgart begrüßen 
zu dürfen.

Für das Vorstandsteam 
des Landesfrauenrats

Ihre
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lFR-DElEgIERtEnvERSammlUng vom 22.11. 2013 

Die jahrzehntealte Forderung ist weiterhin 
eine aktuelle Forderung aus der Mitte der 
weiblichen Gesellschaft, über alle Partei-
grenzen hinweg! Gerade weil Bürgerinnen 
mehr Mitsprache verlangen, wollen sie 
endlich auch ein geändertes Wahlrecht, 
das ihnen genau dafür den Weg ebnen 
kann.
Sie kündigte einen Runden Tisch Frauen-
politik an, bei dem auf Einladung und un-
ter Federführung des LFR Fraktions- und 
Parteiübergreifend nach Wegen für eine 
Reform des Landtagswahlrechts gesucht 
werden soll, die in einem überschaubaren 
Zeitraum einen Weg zu angemessener 
Repräsentanz von Frauen im Landtag von 
Baden-Württemberg eröffnet.

Den zweiten Schwerpunkt bildeten die 
Arbeitsergebnisse des Arbeitskreises 
„Wege aus der Frauenarmut“, die in Form 
von sechs umfangreichen Anträgen vom 
Vorstand der Delegiertenversammlung zur 
Beschlußfassung vorgelegt wurden.
Angelika Klingel dankte im Namen der 
Delegierten den Arbeitskreisleiterinnen 
Manuela Rukavina und Dorothea Maisch 
und den anwesenden Mitgliedern des 
Arbeitskreises für ihre engagierte und 
fundierte Arbeit.

anträge aus den mitgliedsverbänden 
des LFR betrafen das Gender Mainstrea-
ming in der Förderpolitik des Landes aus 
europäischen Strukturfonds, die geplante 
Novellierung des Chancengleichheits-
gesetzes des Landes sowie Richtung 
Bundesebene die Forderung nach einem 
Entgeltgleichheitsgesetz. Auch Frauen-
gesundheit stand auf der Tagesordnung, 
hier: die Beratung zur pränatalen Diag-
nostik. Die Antragstellerin, die pro familia 
macht deutlich, dass der gesellschaftli-
che Druck auf Schwangere sich laufend 
erhöht, die möglichen diagnostischen 
Verfahren auch in Anspruch zu nehmen. 
Unabhängig davon, wie valide Ergeb-
nisse sich damit erzielen ließen und vor 
allem unabhängig davon, ob die Frau sich 
in jedem Fall für eine Fortsetzung der 
Schwangerschaft entscheiden wollen. Die 
Verunsicherung und der Beratungsbedarf 
ist also groß - qualifizierte Beratungsan-
gebote sind notwendig. 
Viele Frauen werde damit unterschwellig 
die Botschaft übermittelt, sie seien - im 
Falle einer Nicht-Nutzung der vorgeburt-
lichen diagnostischen Verfahren - selbst 
verantwortlich zu machen, wenn sie ein 
behindertes Kind auf die Welt brächten ... 
Ein Gemeinschaftsantrag der katholischen 
und Evangelischen Verbände mit der pro 
familia betraf den Jugendmedienschutz.

Für weitere Beratungen zunächst zurück-
gestellt wurde ein Antrag zur Verbes-
serungen der Rahmenbedingungen und 
der Anerkennung des Ehrenamts. Dieses 
Thema ist allen Verbänden außerordent-
lich wichtig und soll daher ausführlicher 
im kommenden Jahr behandelt werden. 

Im Vorraum: Besprechungen, Wiedersehen, Vernetzungen ....

Die diesjährige Herbstdelegiertenver-
sammlung des Landesfrauenrats im 
CVJM-Haus in Stuttgart hatte zwei 
zentrale Themen, eines war die Re-
form des Landtagswahlrechts. Diese 
Forderung wurde - erneut - bekräftigt. 
Mit einer einstimmig beschlossenen 
Resolution (siehe S. 5). 
Angelika Klingel mahnte an die Adres-
se der politisch Verantwortlichen in der 
Landespolitik, sie sollten dies ernsthaft 
zur Kenntnis nehmen. 
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lanDtagSWahlREcht EnDlIch REFoRmIEREn!

Die Delegiertenversammlung des 
landesfrauenrats stellt fest:
Reform des landtagswahlrechts
Endlich die politische Partizipation 
von Frauen im landtag sicherstellen
Bürger/innenrechte und Frauenrech-
te gehören zusammen!

Die Delegiertenversammlung des Lan-
desfrauenrats Baden-Württemberg fordert 
den Landtag und die Landesregierung 
Baden-Württemberg erneut nachdrücklich 
auf, die mehrfach angekündigte Reform 
des Landtagswahlrechts mit dem Ziel, bei 
den Landtagswahlen 2016 einen deutlich 
höheren Frauenanteil unter den gewählten 
Abgeordneten sicher zu stellen, umge-
hend in einen Gesetzesentwurf umzuset-
zen.

Die Delegierten der 52 Mitgliedsverbände 
des LFR erinnern die Abgeordneten aller 
Fraktionen an ihren Auftrag aus Artikel 
3 Absatz 2 Grundgesetz: „Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hin.“ Damit wird 
auch dem Gesetzgeber im Land unmiss-
verständlich der Auftrag erteilt, für die tat-
sächliche Chancengleichheit auf politische 
Teilhabe und Mitentscheidung für Frauen 
in Baden-Württemberg tätig zu werden. 
Frauen müssen ihrem Bevölkerungsanteil 
entsprechend auch im Landtag mitent-
scheiden können.
Politisch Verantwortliche im Land und bei 
den Parteien werden ihrer Verantwortung 
gegenüber der Hälfte der wahlberech-
tigten Bevölkerung jedoch nicht gerecht, 
wenn sie mehr Bürger-/Innenbeteiligung 
und die Reform des Landtagswahlrechts 
gegeneinander ausspielen. Wer dies tut 
– und nicht ernsthaft nach einem Weg für 
eine Änderung des Landtagswahlrechts 
und für mehr BürgerInnenbeteiligung 
sucht - der taktiert offenbar allein um 
seines Machterhalts willen. 
Eine Weiterentwicklung demokratischer 
Strukturen wird in unserem Land nur 
gelingen, wenn sie aktiv und offensiv eine 
tatsächliche Gleichberechtigung von Frau-
en und Männern mit vorantreibt.

Die Delegiertenversammlung erinnert die 
Koalitionspartner der Landesregierung 
Baden-Württemberg an ihr Koalitions-
programm und ihre Absichtserklärungen, 
mittels einer Änderung des Landtags-
wahlrechts eine deutliche Erhöhung des 
Frauenanteils im Landtag zu ermöglichen.
Wir erwarten, dass der Ankündigung einer 
Landtagswahlrechtsreform im Koalitions-
vertrag bzw. im Online-Beteiligungsportal 
Baden-Württemberg beherzte Taten 
folgen.

Mit seiner fortdauernden Schlusslichtpo-
sition im Vergleich der Bundesländer bei 
der politischen Partizipation von Frauen 
liefert das Land Baden-Württemberg kein 
Zeugnis für tatsächliche Chancenge-
rechtigkeit und Zukunftsfähigkeit. Mit der 
Landtagswahl 2011 sank der Anteil der 
Frauen auf nur mehr 18 Prozent!  Dabei 
mangelt es in unserem Land weder an 
Kandidatinnen noch an Vorschlägen, wie 
mit einer Wahlrechtsreform die strukturel-
len Voraussetzungen geschaffen werden 
können, dass Frauen in Baden-Würt-
temberg endlich mehr und ihrem Bevöl-
kerungsanteil angemessen im Landtag 
mitentscheiden. 
Die Delegiertenversammlung des Landes-
frauenrats erinnert deshalb den Land-
tag und die Landesregierung Baden-
Württemberg an die Vorschläge, die die 
Arbeitsgemeinschaft der Frauenverbände 
des Landes bereits seit Ende der 80-er 
Jahre zur Reform des Landtagswahlrechts 
wiederholt vorgetragen hat. In Anbetracht 
der heterogenen Zusammensetzung des 
Frauenverbandsnetzwerks Landesfrauenrat 
widerspiegeln diese mit großer Mehrheit 
gefassten Beschlüsse des Landesfrau-
enrats seit langem bestehende Wünsche 
nach Veränderung aus der Mitte der 
weiblichen Bevölkerung.
Die seit Ende der 80-er Jahre erarbei-
teten Kernforderungen zur Reform des 
Landtagswahlrechts lauten:
- Verbindung von Mehrheitswahl und 
Listenwahl
- zum Beispiel 70 Mandate direkt
- 50 über im Reißverschlussverfahren 
quotierte Listen, etwa Regionallisten mit 
der Möglichkeit zum Kumulieren und 
Panaschieren.

RESolUtIon der lFR-Delegiertenversammlung vom 22.11. 2013 

Einstimmig beschlossen!
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lanDtagSWahlREcht EnDlIch REFoRmIEREn!


aus der Presseberichterstattung 
Staatsanzeiger BW 29.11.2013 (Auszug)

Die Landesarbeitsgemeinschaft der 
Kommunalen Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten Baden-Württemberg 
(LAG) fordert die Regierungsparteien auf, 
sich an die Inhalte des Koalitionsvertrags 
zu halten und erwartet von den beiden 
Parteien, dass diese mit ihrer Mehrheit im 
Landtag das Landtagswahlrecht noch in 
dieser Legislaturperiode zügig geschlech-
tergerecht abändern!
Beschämende 18,5 Prozent beträgt der 
Anteil an Frauen im Landtag. Damit 
ist Baden-Württemberg bundesweites 
Schlusslicht beim Thema „Partizipation 
von Frauen“. Die Beteiligung von Frauen 
an den politischen Entscheidungspro-
zessen im Land ist eine Schande für die 
Demokratie!
Die kommunalen Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten erinnern die Regie-
rungsparteien daran, dass im Koalitions-
vertrag festgelegt wurde, das kommunale 
Wahlrecht und das Landtagswahlrecht 
geschlechtergerecht auszugestalten und 

dass sich die frauenpolitischen Spre-
cherInnen aller vier Landtagsfraktio-
nen gemeinsam für eine Erhöhung des 
Frauenanteils in Parlamenten engagieren 
wollten. Noch im Oktober fasste die SPD 
mit großer Mehrheit auf dem Parteitag 
den Beschluss, das Landtagswahlrecht 
diesbezüglich zu ändern.
Mit der einfachen Mehrheit im Landtag 
haben Grüne und SPD die Möglichkeit 
zur geschlechtergerechten Landtagswahl-
reform. Diese Chance dürfen die Regie-
rungsparteien nicht verstreichen lassen!
Die LAG fordert, dass das Landtags-
wahlrecht endlich um eine Listenregelung 
mit Quotierung ergänzt wird. Denn ohne 
gesetzliche Quotenvorgaben werden keine 
nachhaltigen und flächendeckenden Än-
derungen in der Repräsentanz von Frauen 
im Landesparlament erreicht. Wir brau-
chen quotierte Listen, damit die Männer-
vorherrschaft von 81,5 Prozent abgebaut 
wird und Frauen endlich angemessen im 
Parlament vertreten sind", fordert 

Diana Bayer, eine der Sprecherinnen der 
LAG. "Hinter uns liegen viele Jahrzehnte 
Diskussionen, Appelle und halbherzige 
Zusagen. Das Argument "In anderen 
Bundesländern klappt es auch ohne 
Quote mit der Frauenemanzipation" zieht 
für unser Land nicht, denn ohne Quote 
hat es schließlich in 61 Jahren Baden-
Württemberg nicht funktioniert."
Die LAG fordert deshalb die Landesre-
gierung auf, die verfassungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Einführung 
verbindlicher Quotierungsvorgaben bei der 
Aufstellung von Kandidaturlisten auf den 
Weg zu bringen.(...)
 Wir sind der Meinung:
"Demokratie braucht Vielfalt und wir Frau-
en wollen unseren Beitrag dazu leisten! 
Wir sind keine Minderheit sondern stellen 
mit 52 Prozent der Bevölkerung die Mehr-
heit. Eine Wahlrechtsreform, um die be-
schämende Situation in der baden-würt-
tembergischen Politiklandschaft endlich zu 
verändern, ist längst überfällig!"
Pressemitteilung vom 26. November 2013

www.frauenbeauftragte-ba-wue.de

  landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Frauen- und  
  gleichstellungsbeauftragten Baden-Württemberg 1  
  aufruf an die Regierungsparteien: chance zur geschlechter-
  gerechten landtagswahlrechtsreform nicht verstreichen 
  lassen!  Quotierte listenregelung ist unumgänglich!

1 MITGLIEDER: Landkreis Böblingen, Bodenseekreis, Enzkreis, Landkreis Göppingen, Landkreis Heidenheim, Landkreis Ludwigsburg, Neckar-
Odenwald-Kreis, Ostalbkreis, Landkreis Waldshut UND DIE STÄDTE: Aalen, Baden-Baden, Bruchsal, Ellwangen, Esslingen a. N., Fellbach, Filderstadt, 
Gaggenau, Heidelberg, Heilbronn, Herrenberg, Karlsruhe, Konstanz, Lahr, Ludwigsburg, Mannheim, Offenburg, Pforzheim, Rastatt, Schwäbisch-Gmünd, 
Stuttgart, Tübingen, Ulm, Waghäusel, Waiblingen 

Frauen planen erste Volksinitiative im Land
Baden-Württembergerinnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen pla-
nen, die - von Regierung und Opposition vereinbarten - neuen Mitbestimmungsmög-
lichkeiten rasch zu nutzen. Zugunsten einer Besseren Beteiligung von Frauen.
von Brigitte Johanna Henkel-Waidhofer

STUTTGART. Sigmar Gabriel hat die 
Dringlichkeit erkannt. Die Quote im „Pent-
house der Gleichstellung“ sei richtig, sagt 
der SPD-Parteichef mit Blick auf die mit 
der Union ausgehandelten Vorgaben zur 
gesetzlichen Frauenquote in Aufsichtsräten 
börsennotierter Unternehmen. Viel wichti-
ger „für uns und die Gesellschaft wäre sie 
aber in Erdgeschoß und Mittelbau“.
Die SPD müsse endlich dafür sorgen, dass 
sich in den vielen anderen Funktionen et-
was ändert, „die fest in Männerhand sind“. 
Indes verweigern sich die Genossen in 
Baden-Württemberg einer Wahlrechtsände-
rung, die den traditionell Anteil der Männer 
im Landtag - aktuell liegt er bei 82 Prozent 
- verringern würde. (...)
Damit muss Schluss sein, sagt die stell-
vertretende SPD-Landesvorsitzende Leni 

Breymaier und verweist auf die mit großer 
Mehrheit gefassten Beschlüsse grüner und 
roter Parteitage, denen sich die Landtags-
fraktionen nicht beugen wollen. „Also 
werden wir andere Wege gehen“, kündigt 
die Gewerkschafterin an. Auf die Unter-
stützung vieler Frauen kann sie setzen. 
Im nächsten Jahr wird entsprechend der 
interfraktionellen Einigung zu mehr Bür-
gerbeteiligung, für deren Zustandekommen 
die Wahlrechtsänderung vertragt wurde, die 
Verfassung geändert. Dann kann - als neues 
Instrument - mit 40 000 Unterschriften 
eine Volksinitiative auf den Weg gebracht 
werden. Mit deren Anliegen muss sich der 
Landtag beschäftigen. (...)

„So viele Worte, die gegeben, und Werte, 
die niedergeschrieben wurden, sind im 

politischen Tagesgeschäft schnell wieder 
vergessen oder ganz unverhohlen hinter 
kurzfristigen Interessen zurückgestellt“, 
klagt die Vorsitzende des Landesfrauenrats 
Angelika Klingel. (...)
Für die Grünen kann sich Landesvorsit-
zende Thekla Walker die Unterstützung 
von Volksinitiative und Volksbegehren 
vorstellen. Sie will aber auch noch einmal 
versuchen, die Männer in den beiden Re-
gierungsfraktionen von der Notwendigkeit 
einer Reform zu überzeugen. Die müssten 
weiterhin in die Pflicht genommen werden. 
Breymaier hingegen hat diese Hoffnung 
eher aufgegeben: „Wir werden tun, was 
Frauen so oft getan haben, um Verände-
rungen voranzubringen: Die Sache selber 
in die Hand nehmen und zu einem Erfolg 
bringen.“
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Claudia Sünder/LFR-Vorstand im Gespräch mit Kandidatinnen über deren Erfahrungen im Bundestagswahlkampf , v.l.: Vanessa Rieß (SPD), Rebecca Hummel 

(SPD), Renata Alt (FDP), Judith Skudelny (FDP), Dorothea Maisch (CDU, Prof. Dr. Dorit Loos (CDU), Prof. Dr. Monika Barz (Grüne)

Das Vernetzungstreffen von Verbandsfrauen – Vorsitzenden und Delegierten der Mitgliedsverbände des Landesfrauenrats – und 
weiblichen Bundestagskandidatinnen / bzw. gewählten Abgeordneten aus Baden-Württemberg erfolgte in dieser Form erstmalig.
Die einhellige Rückmeldung zur Veranstaltung: Premiere äußerst erfolgreich! Weitere Vernetzungstreffen dieser Art sind emp-
fehlenswert! 
Eingeladen hatte der LFR bereits im Juli 2013 alle Kandidatinnen für den Deutschen Bundestag aus Baden-Württemberg, ins-
gesamt 76 waren es. Von den 25 letztlich gewählten Frauen aus Baden-Württemberg kamen Karin Maag MdB (CDU), Katja 
Mast MdB (SPD) und Saskia Esken MdB (SPD), Annette Groth MdB (LINKE), Dr. Franziska Brantner MdB (Grüne) und Beate 
Müller-Gemmeke MdB (Grüne).
Bevor diese von Angelika Klingel zu einzelnen frauenpolitischen Anliegen des Landesfrauenrats befragt wurden, kamen jedoch 
die Kandidatinnen zu Wort, für die es diesmal nicht gereicht hatte für den Einzug in den Bundestag.  
Nach ihren Wahlkampferfahrungen als Frauen und mit Frauenthemen fragte LFR-Vorstandsfrau Claudia Sünder, selbst eine 
Bundestags-Kandidatin, Vanessa Rieß (SPD) und Rebecca Hummel (SPD), Renata Alt (FDP) und Judith Skudelny (FDP), Prof. 
Dr. Dorit Loos (CDU) und Dorothea Maisch (CDU) sowie Prof. Dr. Monika Barz (Grüne).

Die Kandidatinnen wurden mit folgenden 
Feststellungen konfrontiert:
Vielleicht doch zu jung…. Zu blond …. 
Erst mal Mutter werden……..  Noch zu 
sehr Mutter ….?
Was für sie sprach: Fachkompetenz, 
Berufserfahrung, Engagement.
Was half: Fördernde Netzwerke, Quo-
tenregelungen, Empfehlungen.

Rebecca Hummel/SPD (Bundestagswahl-
kreis Reutlingen) berichtet; gelegentlich 
wurde ihr Alter thematisiert, ob sie mit 
30 Jahren nicht zu jung für die Aufgabe 
sei… Im Rückblick fragt sie sich, ob sie 
nicht öfter an den Nachsitzungen beim 
Bier hätte dabei sein sollen und stellt fest, 
dass Männer unter 30 Jahren nicht zu 
jung für so ein Amt sind, sondern gerade 
ihre Jugend eine besondere Eignung für 
das Amt darstellt.
Alter und Haarfarbe spielten zuweilen 

auch bei Renata Alt/FDP (Bundestags-
wahlkreis Nürtingen) eine Rolle, allerdings 
vor allem bei den 18 Podiumsdiskussio-
nen, die sie während des Wahlkampfes 
absolvierte. Anfänglich hieß es manchmal 
„Blond“ und „Mädle“, sobald sie ihre Qua-
lifikationen und beruflichen Erfahrungen 
zur Sprache brachte wurde sie jedoch als 
fachkompetente Frau respektiert. Inner-
parteilich fand sie viel Unterstützung von 
Männern; setzte sich nun auch als Kan-
didatin der FDP für das Europaparlament 
gegen drei männliche Mitbewerber durch. 
Ihr Fazit: keine schlechten Erfahrungen 
als Frau im Wahlkampf.
Judith Skudelny/FDP war in die ersten 
Gespräche über die Besetzung der Liste 
nicht einbezogen, sie vermutet ihrer bei-
den kleineren Kinder wegen. Irgendwann 
kamen jedoch Männer aus der Partei auf 
sie zu. Im politischen Geschäft ihrer Partei 
stellt sich Skuldeny als Fachperson vor, 

die auch als Frau bzw. mit Frauenblick 
auf die Dinge schaut.
Prof. Dr. Dorit Loos, für die CDU auf 
Listenplatz 59,  erfuhr Unterstützung vor 
allem von der Senioren-Union. Auf ihrem 
hinteren Listenplatz sah sie sich in Unter-
stützungsfunktion für die Direktkandidatin 

Erfahrungen – als Frau im Wahlkampf – mit Frauenthemen im Wahlkampf:
von parteiinternen nominierungswahlkämpfen , vorurteilen und Förderkreisen:

FRaUEnPolItISchE PERSPEktIvEn In DER 
BUnDESPolItIk – ImPUlSE aUS BaDEn-WüRttEmBERg
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Karin Maag. Bei der nächsten Wahl sollte 
die Seniorenunion ihre Kandidatin mehr 
nach vorne bringen. 
Karin Maag/CDU (WK Stuttgart)  erklärt 
in der nächsten Gesprächsrunde zur Quo-
tenfrage: als jüngere Frau lehnte sie sie 
noch ab, jetzt sagt sie: ich bin Quotenfrau 
– und die Quote hilft.
Dorothea Maisch erfuhr viel Unterstützung 
von Frauen vor Ort, unterlag im inner-
parteilichen Wettbewerb um die CDU-
Wahlkreis-Kandidatur einem männlichen 
Mitbewerber jedoch sehr knapp. Im 
Vorfeld war ihr geraten worden, frauenpo-
litische Themen hintan zustellen und eher 
ihre Wirtschaftskompetenz in den Vor-
dergrund zu rücken. Ihre skeptische und 
skandalöse Einschätzung: Frauenthemen 
im Wahlkampf sind „Karrierekiller“.
Prof. Dr. Monika Barz/GRÜNE (Kreis 
Reutlingen) hatte bewusst auf dem hin-
tersten Frauenplatz der Landesliste der 
Grünen kandidiert, um zu zeigen, dass 
qualifizierte Frauen auch auf den hinters-
ten Plätzen noch zu finden sind. Genos-
sen habe sie es, bei der Nominierungs-
veranstaltung sieben Minuten lang ihre 
Positionen – u.a. zur Prostitution und zum 
Landeswahlgesetz – darlegen zu können.

Frauenthemen: Quote, mütterrente 

Prof. Dr. Margit Loos, wurde an Wahl-
kampfständen häufiger auf das Thema 
„Mütterrente“ angesprochen.
Vanessa Rieß/SPD berichtet: Frauenquote 
war ein Thema an den Wahlkampfständen; 
insbesondere Frauen kamen gezielt mit 
dieser Frage auf sie zu. Auch Judith Sku-
delny/FDP wurde häufiger auf das Thema 
Frauenquote angesprochen. Dabei sprachen 
sich Jugendliche und jüngere Frauen meist 
entscheiden dagegen aus, ältere Frauen 
hingegen befürworteten sie.
Auffällig waren für Renata Alt Mentalitätsun-
terschiede – unter Verweis auf ihre Erfah-
rungen aus dem früheren Ostblock und nun 
in Süddeutschland, vor allem bei Fragen 
wie Vereinbarkeit Familie und Beruf.

Frauen Rat und Fazit: 

„Früher vogel fängt den Wurm“
Judith Skudelny rät allen Frauen, sich 
innerparteilich rechtzeitig ins Gespräch zu 
bringen. Margit Loos schließt sich diesem 
Rat an; Listen werden im  Jahr vor der 
Wahl aufgestellt.
Zusammenstehen
Frauen müssen zusammen stehen und 
miteinander laut ihre Stimme erheben, rät 
Monika Barz und auch Judith Skudelny: 
Frauen sollen Frauen fördern –und sie 
nicht als Konkurrenz sehen.
Frauenthemen …
Das Thema Vereinbarkeit Familie und Be-
ruf ständig mit zu thematisieren empfiehlt 
Renata Alt.
Vanessa Rieß wünscht sich mehr frau-
enpolitische Themen für einen nächs-
ten Wahlkampf: auf einem Podium mit 
Männern mal ein frauenpolitisches Thema 
bearbeiten zu können, mal mit der AsF 
und Beauftragten für Chancengleichheit 
rein frauenpolitische Veranstaltungen 
durchführen zu können.
kandidieren!
Dorothea Maisch hat viel im innerpartei-
lichen Wahlkampf gelernt – ihr Appell: 
Frauen kandidiert!

Die ersten Wochen im neuen Deutschen Bundestag …

Unter Moderation von Claudia Sünder 
gaben die Abgeordneten Karin Maag 
MdB (CDU), Katja Mast MdB (SPD) 
und Saskia Esken MdB (SPD), 
Annette Groth MdB (LINKE), Dr. Fran-
ziska Brantner MdB (Grüne) und Beate 
Müller-Gemmeke MdB (Grüne) in einer 
kurzen Runde u.a. Auskunft zu 
Frauennetzwerken in Fraktionen und 
über Parteigrenzen hinweg: Im Bun-
destag noch kein modell!

Katja Mast, es ist ihre 3. Amtsperiode 
im Bundestag, berichtet: In der SPD-
Bundestagsfraktion gibt es seit dieser 
Legislaturperiode Frauenvernetzungstref-
fen. Über Parteigrenzen hinweg gibt es 

lediglich informelle Netzwerke. Saskia 
Esken, neu im Deutschen Bundestag, 
würde interfraktionelle Frauenvernet-
zungstreffen begrüßen. Frauenpolitik im 
Deutschen Bundestag wird oft noch mit 
Sozialpolitik gleichgesetzt, wo ein breiterer 
Blickwinkel nötig wäre. Ein Entgeltgleich-
heitsgesetz zum Beispiel regelt noch nicht 
das Problem der besseren Anerkennung 
von Sozialberufen.
Anders im Europaparlament, hiervon 
berichtet Dr. Franziska Brantner, die bis 
Herbst noch MdEP für die Grünen war 
und nun in erstmalig in den Deutschen 
Bundestag einzog. Im Europaparlament 
erlebte sie parteiübergreifende Vernet-
zungstreffen; in der 50/50-Kampagnen-

Koalition erwiesen sich auch parteiüber-
greifende Treffen als äußert hilfreich.  Bei 
den Grünen im Bundestag wurde eine 
„Junge Frauen“-Runde eingerichtet, die 
sich Anfang Dezember zum ersten Mal 
trifft.
Annette Groth, die in 2. Wahlperiode im 
Deutschen Bundestag mitwirkt, legt dar, 
dass es bei den LINKEN im Bundestag 
keine Frauentreffen gibt, da frauenspe-
zifische Themen von der Fraktion derzeit 
nicht als vorrangig gesehen werden. 
Die Tatsache dass die Fraktion LINKE 
mehrheitlich mit Frauen besetzt ist (36 
Frauen von 64 MdB’s) verweist noch nicht 
auf deren realen Einfluss als Frauen. So 
konnten sie beispielsweise keine Doppel-
spitze beim Fraktionsvorsitz durchsetzen.

vERnEtZUngStRFFEn FRaUEnPolItISchE PERSPEktIvEn 
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Dem Podium mit (Abb.oben  v.l.) Bea-
te Müller-Gemmeke MdB (Grüne) und 
Annette Groth MdB (LINKE), Katja Mast 
MdB (SPD), Karin Maag MdB (CDU) , 
Dr. Franziska Brantner MdB (Grüne) und 
Saskia Esken MdB (SPD)  stellte Angelika 
Klingel die Fragen zu einigen zentralen 
Anliegen, für die aus Sicht des Landes-
frauenrats auf Bundesebene dringlicher 
Handlungsbedarf besteht.

Politische Partizipation realisieren - 
verbindliche Quoten in Wahlgesetzen!

Wie stehen sie zur Forderung des LFR, 
durch eine Verfassungsänderung verbind-
liche Quoten in Wahlgesetzen zu ermög-
lichen?

Saskia Esken spricht sich für  eine Ver-
fassungsänderung aus, um ein Kommu-
nalwahlrecht mit Quoten zu ermöglichen. 
In Calw-Freudenstadt etwa ist aktuell nur 
eine Frau im Kreisparlament.
Für eine Erhöhung des Frauenanteils in 
den Kommunalparlamenten sei jedoch 
unabdingbar, dass Frauen auch Frauen 
wählen. 

katja mast sieht die eingeführte Soll-
Regelung als Fortschritt, sie flankiert die 
parteiinterne Muss-Regelung. Bezüglich 
der Kommunalwahl bestehe ein großes 
Problem darin, genügend Personen für 
das ehrenamtliche Politikgeschäft zu ge-
winnen. Ortsvereinsvorsitzende berichten, 
dass sie kaum Frauen als Kandidatinnen 
fänden. Im Rahmen von Mentorinnenpro-
grammen seien derzeit landesweit nur 30 
Paare zusammen gekommen, zu wenige.

karin maag sieht aufgrund ihrer Erfah-
rung aus Stuttgart realistische Möglich-
keiten, außerhalb einer Wahlrechtsände-
rung genügend Kandidatinnen zu finden. 
So hat die CDU in Stuttgart die ersten 
10 Plätze der Kommunalwahllisten im 
Reißverschluss hälftig mit Frauen besetzt. 
Bei den weiteren Plätzen beträgt der 
Frauenanteil immerhin 48 %. Es dauerte 
allerdings lange bis genügend Kandidatin-
nen gefunden waren, bereits im Jahr vor 
der Nominierung wurde mit den Anfragen 
und –vor allem dem Ermutigen begon-
nen. Denn viele Frauen trauten sich eine 
solche Funktion nicht zur.

Dr. Franziska Brantner betont, dass eine 
Wahlrechtsänderung politischen Mut/Wil-
len erfordere. Bei einer Verfassungsände-
rung gelte es vor allem darauf zu achten, 
dass die Landesregierungen mitziehen. 
Hier könnten auch die Oppositionsparteien 
im Bundestag wertvolle Hilfe leisten.

vERnEtZUngStRFFEn FRaUEnPolItISchE PERSPEktIvEn 
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Wege aus der Frauenarmut

Beate Müller-Gemmeke sieht zentra-
le Ansatzpunkte bei den Minijobs: in 
Rentenversicherungspflicht und besserer 
Information über die Rechte als Minijob-
berin. Die Fraktion GRÜNE entwickelt 
ein Gesamt-Konzept, in das die Sozi-
alversicherungspflicht ab dem 1. Euro 
integriert werden wird. Sie hofft, dass 
sich die künftige Regierungs-Koalition 
auf einen Mindestlohn von 8,50 Euro 
einigen wird. Besonders am Herzen 
liegen Müller-Gemmeke die Stärkung 
der Sozialpartnerschaft und des Tarifsys-
tems sowie die Themen Entgeltgleichheit 
und die Neuregelung der Ehegattenbe-
steuerung. Aus Erfahrungen aus ihrem 

Wahlkreis besonders mit den Themen 
Minijobs und Abschmelzen des Ehegat-
tensplittings kommt sie zu dem Schluss, 
dass hier wohlüberlegte Kommunikations-
Strategien nötig seien. Bei den Minijobs 
sprechen sich auch viele Frauen gegen 
eine Abschaffung aus. Beim Ehegatten-
splitting gibt es Gegenwind von Männern. 
Aber auch schweigende Ablehnung einer 
Abschmelzung der Splitting-Vorteile auf 
der Seite von Frauen.
Die geforderte „Mütterrente“ für alle 
Mütter, unabhängig von ihren sonstigen 
Einkünften – wird von den GRÜNEN nicht 
unterstützt. Aus Kosten- und Gerech-
tigkeitsgründen wird eine Garantierente 
bevorzugt, in die Kinderbetreuung und 
Pflegezeiten eingerechnet werden und 
alles zusammen auf 30 Rentenpunkte 
aufgestockt wird, um so der Altersarmut 
gegenzusteuern.

Die LINKE sieht Mindestlohn und 
Mindestrente (1050 Euro) als zentra-
le Hebel. Altersarmut ist inzwischen 
Thema im Menschenrechtsausschuss 
– vor einigen Jahren wäre ein solches 
Ansinnen noch „ausgelacht“ worden, 
sagt Annette Groth, die auch men-
schenrechtspolitische Sprecherin der 
LINKEN ist.

Karin Maag und Katja Mast sind sich 
einig; zentrale Ansatzpunkte sind:
die Sozialversicherungspflicht für Mini-
jobs, Maag hält Differenzierungen z.B. 
für studentische Hilfskräfte für erfor-
derlich; 
der gesetzliche Mindestlohn und eine 
gleiche rentenrechtliche Anerkennung 
der Erziehungsleistung für alle Mütter.  
Bei der Finanzierung der „Mütterrente“ 
ist man sich noch nicht ganz einig. 
Diese sollte - nach Mast -steuerfinan-
ziert werden und nicht über die Ren-
tenkasse nur den BeitragszahlerInnen 
aufgeladen werden.

Eine gesellschaft ohne Prostitution 
ist das Ziel

Mit Beispielen aus dem Angebot-
sprofil des Paradise Club vor den 
Toren Stuttgarts illustriert Angelika 
Klingel erneut die Dringlichkeit des 
Handlungsbedarfs. Zunehmend wird 
Deutschland Zielland von in großem 
Maßstab organisiertem Sextourismus, 
dem in Deutschland billige Sexdienst-
leistungsangebote winken – billiger und 
unkomplizierter als in Japan, USA, …
Die Haltung der Abgeordneten auf 
dem Podium zu einem Verbot der 
Prostitution wie in Schweden und 
wie aktuell in Frankreich diskutiert ist 
verhalten.

Groth moniert, Deutschland sei im 
Kampf gegen organisierte Kriminalität 
generell noch Entwicklungsland, die 
organisierte Kriminalität und Men-
schenhandel zum Zwecke der Arbeits-
ausbeutung seien in Baden-Würt-
temberg - etwa im Bausektor - stark 
verbreitet. Andere europäische Länder 
drängen seit längerem die Deutsche 
Bundesregierung aktiver dagegen 
vorzugehen.

Brantner, die als EU-Parlamentarierin 
an der EU-Richtlinie gegen Men-
schenhandel mitgearbeitet hat, findet 
eine Gesellschaft ohne Prostituti-
on grundsätzlich wünschenswert. In 
Deutschland sei der Kauf sexueller 
Dienstleistungen zu sehr gesellschaft-
lich akzeptiert und die Ausbeutung der 
Prostituierten nimmt extreme Aus-
maße an. Sie sieht jedoch die Gefahr, 
dass mit einem generellen Verbot 
der Prostitution diese wieder verstärkt 

vERnEtZUngStRFFEn 
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Müller-Gemmeke dankt dem LFR, 
dass er das Thema so in den Vorder-
grund geschoben hat. Armutsprostituti-
on, Menschenhandel und Zwangspro-
stitution müssten verstärkt angegangen 
werden. Flaterate Bordelle verstoßen 
gegen die Menschenwürde und müs-
sen untersagt werden.
Mast und Maag betonen im Blick auf 
die Koalitionsverhandlungen folgende 
geplante Regelungen: die Verbesse-
rung des Aufenthaltsrechts für Opfer 
von Menschenhandel, Bordelle werden 
genehmigungspflichtig, die Bestrafung 
von Freiern, die wissentlich Zwangs-
prostituierte ausnutzen.  Hinweise für 
Zwangsprostitution bieten der niedri-
ge Preis und wenn Prostituierte über 
keinen Ausweis verfügen.

ins Dunkelfeld getrieben würde, wo 
den Frauen noch weniger Schutz 
zukommen könne. Ziel müsse sein, 
menschenwürdige Bedingungen zu 
gewährleisten, hier seien Bundes- und 
Landesgesetzgeber gefragt, Regeln zu 
schaffen und wirksame Kontrollmecha-
nismen zu installieren.
Deutschland hinkt den europäi-
schen Vorgaben zur Bekämpfung des 
Menschhandels und zur Stärkung des 
Opferschutzes weit hinterher. Was nun 
für den Opferschutz in den Koaliti-
onsvertrag hineingeschrieben werden 
soll, ist auf EU-Ebene schon Gesetz, 
hätte auch von Deutschland schon 
umgesetzt werden müssen und ist 
weitgehender als das, was die künftige 
Große Koalition vorhat. 

Weitere themen

Berufliche Gleichstellung, Entgelt-
gleichheit, befristete Arbeitsverträge, 
berufliche Perspektiven jüngerer und 
älterer Frauen waren die bundespo-
litischen Themen, die in der kurzen 
Runde mit dem Publikum noch ange-
sprochen wurden. 
Die Novellierung des Landtagswahl-
rechts in Baden-Württemberg war ein 
landespolitisches Thema, das auf den 
Nägeln brannte. Thematisiert wurde 
das Verhältnis SPD-Landtagsfraktion 
zum Parteitagsbeschluss des SPD-
Landesverbands. Katja Mast räumte 
ein, dass hier immer ein gewisses 
Spannungsverhältnis bestehe und 
empfahl, dass Frauen vor Ort direkt 
auf ihre Landtagsabgeordneten zuge-
hen und sie darauf stoßen sollten. Nur 
so werde das Thema flächendeckend 
zum „Hammerthema“.

TIPP für Ihr Veranstaltungsplanung 2014: 
Parteiübergreifende Vernetzungstreffen der Frauenverbände 
und Frauennetzwerke vor Ort und in den Regionen mit weibli-
chen Abgeordneten und Kandidatinnen – Bundestag und/oder 
Landtag - zur Frauenpolitik allgemein oder zu Schwerpunkt-
themen 

vERnEtZUngStRFFEn FRaUEnPolItISchE PERSPEktIvEn 
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1. Der Landesfrauenrat fordert die Lan-
desregierung dazu auf, eine deutliche 
Verbesserung des Jugendmedienschutzes 
im Internet vorzunehmen. Dazu gehört 
die sofortige Aussetzung des § 11 Satz 1 
JMStV solange bis Weiterentwicklungen 
der technischen Jugendmedienschutzpro-
gramme für alle Betriebssysteme vorlie-
gen. § 11 Satz 1 JMStV erlaubt derzeit 
Anbietern, dass sie Angebote mit ju-
gendgefährdendem Inhalt rund um die 
Uhr freischalten dürfen (auch Inhalte, 
die explizit nur für Erwachsene geeig-
net sind), sofern sie ihre Internetseiten 
lediglich für ein anerkanntes Jugend-
schutzprogramm programmiert haben. 
Weitere Schutzvorkehrungen sind dann 
nicht mehr zu treffen. Angesichts der Tat-
sache, dass die derzeitigen technischen 
Programme für den Jugendmedienschutz 
nur für Windows-PC-Programme nutzbar 
sind und alle anderen Zugangswege ins 
Internet (wie mit Apple-Produkten oder 
Smartphones) ungeschützt bleiben dürfen, 
ist sofortiger Handlungsbedarf angesagt. 

Allein die Existenz der Programme für 
Windows-PCs hat dazu geführt, dass 
Anbieter von jugendgefährdenden Inhalten 
ihre Inhalte ohne Altersverifikation oder 
altersdifferenzierten Zeitbegrenzungen 
zeigen dürfen. Gerade das „Kinderland 
Baden-Württemberg“ sollte deshalb alle 
Kräfte bündeln und sich dafür einsetzen, 
den Jugendmedienschutzstaatsvertrag in 
diese Richtung weiter zu entwickeln.

2. Der Landesfrauenrat fordert die 
Landesregierung dazu auf, die von den 
öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten 
vorgenommenen Jugendmedienschutz-
prüfungen und Altersklassifizierungen 
anzuerkennen und mit denen der FSK 
gleichzustellen. Da jedes bereits von den 
öffentlich-rechtlichen Sendern geprüftes 
Produkt, das beispielsweise als DVD in 
den Handel geht, nochmals von der FSK 
geprüft werden muss, werden Ressourcen 
vergeudet. Viel besser wäre, Synergien 
zu nutzen und die bereits bestehenden 
Prüfungen anzuerkennen.

Informations- und vernetzungsstellen 
(UhF) Pränataldiagnostik

Der Landesfrauenrat fordert die Landes-
regierung auf Informations-und Vernet-
zungsstellen Pränataldiagnostik auch nach 
der Modellphase 2010-2014 weiter zu 
fördern, um qualifizierte psychosoziale 
Beratung im Kontext vorgeburtlicher Un-
tersuchungen sicherzustellen und Koope-
rationen zwischen Medizin und Beratung 
zu fördern.

Entgeltgleichheitsgesetz

Der Landesfrauenrat fordert die Lan-
desregierung Baden-Württemberg 
auf, sich auf Bundesebene nochmals 
nachdrücklich für ein Entgeltgleich-
heitsgesetz ‚mit Biss‘ einzusetzen, das 
dem Unionsrecht auf gleiches Entgelt 
für gleiche und gleichwertige Arbeit für 
Männer und Frauen zur Durchsetzung 
vor den deutschen Arbeitsgerichten 
verhilft. 
Dabei ist eine Beweislastumkehr für 
den Ursachenzusammenhang zwischen 
Diskriminierung und unterschiedlicher 
Vergütung unverzichtbar.

JugendmedienschutzEU-Förderprogramme im Ziel  
„Investitionen in Wachstum und 
Beschäftigung“

1. Der Landesfrauenrat fordert die 
Landesregierung auf, in der ESF-För-
derperiode 2007-2013 den erfolgreich 
begonnenen Weg der durchgängigen 
Förderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern in der neuen Förderperiode 
mit dem Operationellen Programm (OP) 
des Europäischen Sozialfonds (ESF) in 
Baden-Württemberg 2014 – 2020 im Ziel 
„Investitionen in Wachstum und Be-
schäftigung“ fortzusetzen sowie ziel- und 
wirkungsorientiert auszubauen.
2. Die Ergebnisse der Evaluation so-
wie die sozioökonomische Analyse für 
Baden-Württemberg belegen die über-
proportionale Betroffenheit von Frauen bei 
allen arbeitsmarktlichen Risiken. Daher 
muss das ESF-OP diese Erkenntnisse zu 
den Geschlechterverhältnissen und offen 
gelegtem Handlungsbedarf mit konkreten 
Zielen, Indikatoren, Kennziffern und Bud-
gets untersetzen.
3. Der Landesfrauenrat fordert die Lan-
desregierung auf, insbesondere dort, wo 
der ESF mit seinen Prioritäten beschäfti-
gungspolitisch am wirksamsten ist, wo er 
auf existenzsichernde Beschäftigung und 
damit dem zentralen Gleichstellungsziel 
der wirtschaftlichen Unabhängigkeit von 
Frauen und Männern abzielt und in dem 
Frauen die am meisten in Baden-Würt-
temberg betroffene Zielgruppe bildet, eine 
überproportionale Förderung vorzusehen 
sowie geschlechtsspezifische Maßnahmen 
mit einem festen Budget vorzusehen.
4. Mit dem ESF-OP sollte sichergestellt 
werden, dass mindestens 50% der ESF-
Mittel Frauen zu Gute kommt und sie zu 
mindestens 50% der Teilnehmenden über 
das gesamte OP hinweg ausmachen.

novellierung chancengleichheitsgesetz
hier: vereinbarkeit Beruf-Familie für Frauen 

Der Landesfrauenrat fordert die Landesregierung Baden-Württemberg auf, dafür zu 
sorgen, dass die Rahmenbedingungen für die Erwerbstätigkeit von Frauen und die 
Möglichkeiten zur Übernahme von Führungspositionen insbesondere im Hinblick auf die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf nachhaltig verbessert werden. 
Dafür bietet sich u.a. die Novellierung des Chancengleichheitsgesetzes an, in dem 
dieses Thema zum zentralen Arbeitsschwerpunkt des Gesetzes erklärt und dabei die Ini-
tiierung, Begleitung und Überwachung der Umsetzung von Maßnahmen zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ausdrücklich als Aufgabe der Beauftragten für Chancengleichheit 
ausgewiesen wird.

Beschlüsse der lFR-Delegiertenversammlung vom 22.11. 2013 
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Beschlüsse der lFR-Delegiertenversammlung vom 22.11. 2013 

Einleitende Hinweise
Nachfolgende sechs Beschlüsse basieren 
auf der Ausarbeitung des LFR-Arbeitskrei-
ses „Wege aus der Frauenarmut“. 
Im Arbeitskreis arbeiteten unter Leitung 
von Manuela Rukavina/LFR-Vorstand 
und Dorothea Maisch/LFR-Vorstand 
Vertreterinnen folgender Mitgliedsverbän-
de mit:  ASF - AG Sozialdemokratischer 
Frauen, DGB-Frauen, Evangelische 
Frauen in Württemberg, Frauen-Union 
der CDU, LAG FrauenPolitik Bündnis 90/
Die Grünen, AG der LandFrauenverbände, 
Landesverband hauswirtschaftlicher Berufe 
MdH, pro familia, VAMV Verband alleiner-
ziehender Mütter und Väter, vlb - Verband 
der Lehr- und Beratungskräfte für Haus-
halt und Verbrauch im ländlichen Raum, 
ZONTA.
Der Arbeitskreis tagte viermal im Zeitraum 
Juni 2012 bis Oktober 2013.

Basierend auf der Ausarbeitung des 
Arbeitskreises „Wege aus der Frauen-
armut“, fordert der Landesfrauenrat die 
Landesregierung und das Frauenministeri-
um Baden-Württemberg, das Statistische 
Landesamt sowie weitere, mit der quan-
titativen und qualitativen Erhebung von 
Daten zu Armut und Reichtum im Land 
befasste Stellen auf: 
Im Rahmen einer regelmäßigen Ar-
muts- und Reichtumsberichterstattung des 
Landes  sind grundsätzlich mehr nach 
Geschlecht und innerhalb dieser Katego-
rie nach weiteren sozio-demografischen 
Merkmalen differenzierte quantitative und 
qualitative Erhebungen zur Armut und 
ihren Folgen zu veranlassen bzw. durch-
zuführen.

Das Statistische Landesamt, die Fami-
lienwissenschaftliche Forschungsstelle, 
Universitätsinstitute sowie alle Behörden, 
die entsprechend relevante Daten erfas-
sen, sind aufgefordert, von vornherein 
konsequent einen geschlechtsdifferenzier-
ten Blick zu lenken auf 
- die Armutsbetroffenheit, 
- Armutsrisiken bzw. -Ursachen,
- Verarmungsrisiken verstärkende bzw. 
Armut verstetigende Faktoren,
- Folgen von Einkommensarmut
- sowie etwaige spezifische Ressourcen 
für Wege aus der Armut.

In dem vom Land Baden-Württemberg 
geplanten Armuts- und Reichtumsbericht 
sind die Daten grundsätzlich nach Ge-

schlecht differenziert auszuweisen; ebenso 
in weiteren landesweiten Berichten, in 
denen soziodemografische Merkmale und 
soziale Lage mit erfasst werden, wie der 
Gesundheitsberichterstattung. 
Im Besonderen betrifft dies folgende in-
haltliche Schwerpunkte und Aspekte:

1. kinder- und Jugendarmut
- Differenziert nach Geschlecht der Kinder 
und Jugendlichen.
- Nach Geschlecht differenzierte Da-
ten auch zu in Deutschland geborenen 
Kindern und Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund.
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I. geschlechtsdifferenzierte quantitative und qualitative Erhebungen zu armut und Reichtum in Baden-Württemberg – 
gender mainstreaming in der armuts- und Reichtumsberichterstattung des landes 

Schwerpunkt „Wege aus der Frauenarmut“

Die statistisch seit längerem belegte 
signifikant und dauerhaft höhere Armuts-
betroffenheit von Frauen aller Altersklas-
sen erfordert ein genaueres Hinsehen und 
Hinterfragen von Ursachen, Mechanismen 
der Armutsverstetigung und Folgen von 
Armut. 
In der Landespolitik, bei den Fraktionen 
und in den Beratungsgremien – etwa 
zum geplanten Landes-Armuts- und 
Reichtumsbericht – konstatiert der Lan-
desfrauenrat jedoch eine weitreichende 
„Gender-Blindheit“. (siehe auch Seite 18) 
Die differenzierte Betrachtung halten wir 
jedoch für unabdingbar, wenn passgenaue 
Ansätze der Armuts-Prävention entwickelt 
werden sollen. Eine zielgruppenorientierte 
Perspektive ist erforderlich, wenn ge-
meinsam im politischen Diskurs überlegt 
wird, wo Armut aktiv bekämpft und den 
Betroffenen Unterstützung angeboten 

werden kann.
Zugleich darf über die Entwicklung kon-
kreter Hilfen vor Ort die Arbeit an politi-
schen Rahmenbedingungen nicht ver-
nachlässigt werden.  Aus diesem Grund 
beschloss der Landesfrauenrat im Jahr 
2012 bereits grundlegende Forderungen, 
von denen ein Großteil auf Bundesratsini-
tiativen des Landes zielt.
Auf diesen grundlegenden strukturel-
len Forderungen aufbauend identifizierte 
nun der Landesfrauenrat-Arbeitskreis 
„Wege aus der Frauenarmut“ vornehm-
lich Handlungsebenen auf Landesebene 
bzw. der Tarifpartner, der Kommunen, der 
Jugendarbeit, der Wohlfahrtspflege, der 
außerschulischen Jugend- und Erwachse-
nenbildung etc. in den folgenden Schwer-
punktbereichen:
I.  Bedarf an quantitativen Daten und 
qualitativen Erhebungen
II. „Armutsfallen“ erkennen - Armut vor-
beugen und vermeiden 
III. Bildung und Ausbildung
IV. Eigenständige Existenzsicherung
V. Geld und geldwerte Leistungen
VI. Wohnen & Leben in Stadt und Land, 
Beteiligung.
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- Quantitative Erfassung von nicht oder 
nicht hinreichend bezahltem Kindesun-
terhalt in Einelternfamilien (zumindest in 
Form einer repräsentativen Stichprobe).
- Qualitative Erhebung der Armutssituation 
und der Armutsauswirkungen für Mädchen 
in  Familien in Hinblick auf die Ressour-
cenverteilung in Familien, Rollenverständ-
nis und Aufgabenverteilung, sowie die für 
Selbstbild, Bildungs- und Berufswegent-
scheidungen relevanten Werte. 

2. gesundheit
Geschlechtsdifferenzierte Ausweisung von 
Ernährungs- und Gesundheitsverhalten 
bzw. –Status, Gesundheitsrisiken und 
Resilienz. Die Gesundheitsberichterstat-
tung des Landes muss konsequent nach 
Geschlecht differenzierte Armutsgesichts-
punkte integrieren. Dies betrifft auch die 
Inanspruchnahme bzw. den Zugang zu so 
genannten IGEL-Leistungen und Vorsor-
geuntersuchungen.

3. ländlicher Raum
Differenzierte Erfassung von Armutsindika-
toren und – Auswirkungen nach Gemein-
degrößen.

4. care
Angemessene Berücksichtigung der Über-
nahme privat geleisteter Sorgetätigkeiten 
(Kinderbetreuung, Angehörigen-Pflege) 
sowie der Care-Ökonomie (etwa auch der 
Ausgaben für Pflege) in der Armuts- und 
Reichtumsberichterstattung des Landes. 
Wer übernimmt innerfamiliär derartige 
Aufgaben, zu welchen Bedingungen, in 
welchem Umfang und mit welchen Aus-
wirkungen? 

5. „Private verschuldung“ 
Nach Geschlecht und Altersgruppen und 
nach Ursachen (z.B. Beziehungsschulden, 
Fremdschulden, Übernahmeschulden) 
differenzierte stichprobenartige quantitative 
und qualitative Erfassung.

Der Landesfrauenrat fordert von Landtag, 
Landesregierung, insbesondere Sozial- 
und Kultusministerium, sowie – soweit 
zuständig – von Kommunen, Trägern 
der Jugendarbeit und der Jugend- und 
Erwachsenenbildung sowie von Medien, 
entsprechend ihrer besonders Verant-
wortung und ihrer zentralen Rolle bei 
Aufklärung, Beratung und Empowerment 
zu Entscheidungen für eine eigenständige 
Existenzsicherung folgende Maßnahmen 
zu veranlassen bzw. durchzuführen:

kinder- und Jugendbereich

- Einmündung in Berufsqualifizierung in 
existenzsichernden Berufen 
- Außerfamiliäre Freiräume und Empow-
erment für Mädchen!

Neben einer guten Allgemeinbildung sind 
emanzipative Mädchenarbeit und ge-
schlechtsspezifische Angebote im Rahmen 
von Ganztagsschulen, von Schulso-

I. geschlechtsdifferenzierte quantitative und qualitative Erhebungen 

II. Spezifische armutsfallen identifizieren – Frauenarmut vorbeugen

zialarbeit und in der außerschulischen 
Jugendarbeit erforderlich. Mädchen aus 
von Armut betroffenen Familien benötigen 
Freiräume und außerfamiliäre kompensa-
torische Unterstützungsangebote. Diese 
müssen auf die Entwicklung von An-
satzpunkten zur Überwindung tradierter 
Rollenbilder zielen und Mädchen in ihren 
Fähigkeiten bestärken (Empowerment). 

Im Einzelnen fordern wir
- Im Rahmen des schulischen Ler-
nens verstärkte Information/Aufklärung 
zum Umgang mit Geld, Aufklärung über 
finanzielle Aspekte der Ehe. Hilfreich: 
Schulfach Alltagsökonomie, Alltagskompe-
tenzen  und eine entsprechende Lehrplan-
gestaltung, ggf. mit nach Geschlechtern 
getrenntem Unterricht und Projektar-
beit. 
- Eckpunkte zur Ausgestaltung der Ganz-
tagsschulen müssen dringlich Gender-
Pädagogik einbeziehen.
- Im Rahmen der Kooperation Ganz-

tagsschule, Schulsozialarbeit, Jugend-
hilfe (> Zukunftsplan Jugend) jährliche 
Zielvereinbarungen vor Ort, mit gender-
spezifischen, auf konkrete Situationen 
zugeschnittenen Angeboten, möglichst 
schulleitungs-unabhängige eigenständige 
Angebote.
- Gender Budgeting muss auch bei der 
Vergabe und – Verwendung von Mitteln 
für Schulsozialarbeit angewendet werden.
- Auf kommunaler Ebene müssen 
gender-pädagogische Konzepte in die 
außerschulische Kinder- und Jugendar-
beit einbezogen werden (beispielsweise in 
kommunalen Chancengleichheits-Aktions-
plänen, Berücksichtigung im kommunalen 
Gender Budgeting.)

Erwachsene Frauen:  Information - 
Frauenbildung – Empowerment

Notwendig sind:
- Verbesserte Information über die Ar-
mutsrisiken, die mit Eheschließungen/

WEgE aUS DER FRaUEnaRmUt
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Scheidungen, bestimmten Formen der 
familiären Arbeitsteilung, Erwerbsarbeits-
reduzierung, prekären Arbeitsvertragsfor-
men und dergl. verbunden sind. 
Auf kommunaler Ebene:
- Breites schriftliches Informationsangebot 
in Rathäusern, bei Ämtern, in Beratungs-
stellen, Einrichtungen etc. über Geset-
zesänderungen, die für die eigenständige 
soziale Sicherung von Frauen relevant 
sind.
- Information über finanzielle Aspekte/
Risiken der Ehe.
- Einbeziehung entsprechender Informa-
tionsangebots-Strukturen zu besonderen 
Armutsrisiken von Frauen bzw. Armuts-
vermeidungsmöglichkeiten in Aktionspläne 
zur Herstellung von Chancengleichheit auf 
kommunaler Ebene.

II. Spezifische armutsfallen identifizieren – Frauen-armut vorbeugen

- SchuldnerInnenberatung.

- Empowerment zu Entscheidungen für 
eine eigenständige Existenzsicherung:
Frauenbildungs-Anbieter im weiteren 
Sinne (Volkshochschulen, Familienbil-
dungsstätten, Kindertagesstätten mit 
weitergehender Elternarbeit  u.a.) sollten 
Frauenbildungsangebote niedrigschwellig 
und auch quartiersbezogen anbieten (für 
Mütter z.B. auch über Kindertagesstät-
ten). Emanzipationsorientierte Frauenbil-
dungsangebote müssen Frauen in privaten 
Aushandlungsprozessen bestärken, von 
Männern in Paarfamilien (mehr) partner-
schaftliche Aufgabenteilung zu verlangen 
und mehr Eigenzeit für Frauen.

Der Landesfrauenrat fordert von Lan-
desregierung, Landtag, Arbeitgebern, 
Bildungsträgern und Kommunen Sorge zu 
tragen für:

1. Bildung von anfang an!

Chancengerechtigkeit durch entsprechende 
ausgestattete und konzeptionell ausgerich-
tete Institutionen zu gewährleisten muss 
beinhalten:
Bei der Ganztagskinderbetreuung (z.B: 
Early Excellence Centers) - geschlechts-
spezifische Bildungsangebote für Mütter/
Eltern.  
Beitragsfreie Kindertagesstätten für Eltern, 
deren Einkommen unterhalb des Landes-
medians liegt (danach Beitragsstaffelung). 
Bei der Elternbildung ist die Problematik 
etwaiger Ungleichverteilung der Res-
sourcen und Chancen in Familien und 
Kindervernachlässigung im Elternhaus mit 
zu thematisieren. 

2. allgemeinbildung, Berufsvorberei-
tung und Berufsausbildung

Für Mädchen und weibliche Jugendliche 
ist entscheidend: 
Erwerb qualifizierter Bildungsabschlüsse, 

Erweiterung des Berufswahlspektrums 
und Einmündung in eine Berufsausbil-
dung. Insbesondere die Erweiterung des 
Berufswahlspektrums und die Einmündung 
in eine zukunftstaugliche (im Sinne von 
eigenständig existenzsichernd) Berufs-
ausbildung bedürfen (weiterhin) gezielter 
Maßnahmen von Schulen, Kammern, 
Medien. Das Land muss besonders ar-
mutsgefährdeten Gruppen, etwa Mädchen 
und jüngeren Frauen mit Migrationshin-
tergrund, zudem geschlechtsspezifische, 
zielgruppenorientierte Fördermaßnahmen 
für qualifizierter Schulabschlüsse ermög-
lichen. 
Der Bundesgesetzgeber ist gefordert durch 
eine Ausbildungsgarantie Berufsausbildung 
für Alle zu gewährleisten. Das Land muss 
dies durch eine entsprechende Bundesra-
tsinitiative forcieren. 
Ausbildungsangebote müssen auch 
erwachsenen Frauen ohne Berufsausbil-
dung gemacht werden. Land und Arbeit-
geberseite sind aufgefordert, mit einem  
„Ausbildungspakt“ für Menschen ab 25 
Jahre für jede/jeden eine abgeschlossene 
Berufsausbildung anzustreben.
Eine zielgruppenspezifische Ansprache 
(ggf. nach Lebenssituation, ethnischer 
Herkunft, Wohnort…) ist empfehlenswert.

3. angebote für besondere Zielgrup-
pen

Frauen mit im Ausland erworbener Aus-
bildung:
Wir fordern, die Anerkennung im Ausland 
erworbener Berufsabschlüsse zu erleich-
tern durch folgende Maßnahmen: 
- Grundsätzlich kostenfreie Anerken-
nungsverfahren.
- Abbau unnötiger bürokratischer Hürden.
- Mehr Angebote zur Angleichung im 
Ausland erworbener Berufsqualifikationen 
an Anforderungen in Deutschland.
- Niederschwellige Anlaufstellen zur 
Erstberatung für die Anerkennung auslän-
discher Berufsqualifikationen. 
- Mehr Information über Möglichkeiten, 
Abschlüsse anerkennen zu lassen.
- Ausbau von Bildungs- und beruflichen 
Qualifizierungsangeboten für Frauen, die 
als Armutsflüchtlinge aus anderen EU-
Staaten nach BW kommen. 
Unbedingt sinnvoll: Integrations-Sprach-
kurse mit beruflicher Orientierung (z.B. 
Integrations-Kurse des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge).
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III. armutsvermeidung – Wege aus der Frauenarmut: Bildung und berufsqualifizierende aus- und Weiterbildung zur 
Ermöglichung eigenständiger Existenzsicherung durch Erwerbsarbeit 
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- Ausbau von Bildungs- und berufliche 
Qualifizierungsangeboten für Frauen, die 
als Armutsflüchtlinge aus anderen EU-
Staaten nach BW kommen. 
Unbedingt sinnvoll: Integrations-Sprach-
kurse mit beruflicher Orientierung (z.B. 
Integrations-Kurse des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge)

Junge mütter ohne bisherige Berufs-
ausbildung
Teilzeitausbildung ist in mehr Berufen zu 
ermöglichen, auch im Sinne einer Beför-
derung eines erweiterten Berufswahlspek-
trums. 

Als Rahmenbedingungen sind zu gewähr-
leisten: ausreichend umfängliche, zugäng-
liche und finanziell tragbare Kinderbetreu-
ungsangebote. 

Frauen in der altersgruppe 25 + 
Jahre sowie Frauen nach Berufsun-
terbrechungen
Berufsqualifizierende Ausbildung ist auch 
älteren Frauen im erwerbsfähigen Alter 
-bzw. für Frauen in nicht-existenzsichern-
den Berufen anzubieten.
Grundsätzlich muss die Ausbildungsver-
gütung bzw. Aufstockung bei Teilzeit-
Erstausbildung sowie Teilzeitumschulung 

Der Landesfrauenrat fordert von Lan-
desregierung, Landtag, öffentlichen und 
privaten Arbeitgebern bzw. den Tarifpart-
nern:

1. Arbeitsplätze für Frauen zu schaffen 
und zu erhalten durch gezielte Arbeits-
marktpolitik, regionale Wirtschaftsförde-
rung und Unterstützung bei der Existenz-
gründung. 
- Beschäftigungsprogramme, Wirt-
schaftsförderungsprogramme, Konjunk-
turprogramme und dergl. grundsätzlich 
geschlechtergerecht zu konzipieren und 
umzusetzen.
Das Land muss entsprechend seine 
Förderbedingungen formulieren und so 
konsequent an seine Kooperationspart-
ner in den Kommunen, in der Wirtschaft, 
bei den ArbeitnehmerInnen-Vertretungen 
entsprechend herantreten (analog Tarif-
reuegesetz).
- Existenzgründungen von Frauen sind 
insbesondere im ländlichen Räumen zu 
fördern mit dem Ziel, dass Frauen vor 
Ort selbst Arbeitsplätze schaffen bzw. 
erhalten. 
Regionale Wirtschaftsförderungs- bzw. 
Landesprogramme zur Förderung der 
Existenzgründung durch Frauen müssen 
niedrigschwellige, realistische Zugangs-
voraussetzungen aufweisen, hinsichtlich 
Antragstellung, Fördervoraussetzungen, 
Fördermittel. Förderkriterium muss der 
mutmaßlich vor Ort bestehende Bedarf 
nach den entsprechenden Dienstleistun-

Iv. Wege aus der Frauenarmut - Eigenständige Existenzsicherung

gen/Produkten sein (Strukturrelevanz) - 
nicht die Einzigartigkeit der Idee. 
- Eine qualifizierte niedrigschwellige 
Wirtschafts-Beratung für Exsitenzgründe-
rinnen ist auszubauen, diese muss  auch 
gezielte Existenzgründungsberatung und 
Begleitung von Migrantinnen anbieten.
- Vorhandende Landes- und EU-geför-
derte Programme sind unter dem Ge-
sichtspunkt der Tauglichkeit zur Armuts-
prävention zu überprüfen. 

2. Entscheidungsgremien über Wirschafts-
fördermaßnahmen paritätisch mit Frauen 
und Männern zu besetzen (Mindest-Quo-
tenvorgaben).
Wo noch nicht geschehen, müssen Mit-
glieder von Gremien in der Anwendung 
des Gender-Budgeting geschult werden.

3. Das Land muss als vorbildlicher Ar-
beitgeber/Finanzierer vorangehen und 
aktiv der (weiteren) prekären Entwicklung 
von Arbeitsverhältnissen entgegen wirken. 
Aus dem Landeshaushalt (mit)finanzierte 
Arbeitsplätze müssen sozialversicherungs-
pflichtig sein, auch bei EU-geförderten 
Arbeitsplatzprojekten mit Landes-Kofinan-
zierung.
Die Zusammenlegung bzw. Aufstockung 
von bisherigen Minijobs zu vollzeitnahen 
Teilzeitarbeitsplätzen ist zu propagieren 
und zu fördern.

4. Im Bereich des Arbeitsrechts muss 
sich das Land für bessere Absicherung 

gegen sittenwidrige oder gerade eben 
noch rechtlich vertretbare Verträge ein-
setzen. (Bundesratsinitiative; Maßnahmen 
auf Landesebene zur Verbesserung des 
Arbeitnehmerinnenschutzes).

5. Entsprechend bereits früher vom LFR 
gefasster Beschlüsse erwartet der LFR 
Bundesratsinitiativen bzw. verstärkte Akti-
vitäten auf Landesebene für:
- Einen gesetzlichen Mindestlohn.
- Sozialversicherungspflicht ab 1 Euro 
Erwerbseinkommen (Bundesratsinitiative).
- Die konsequente Anwendung des Ta-
riftreuegesetzes ( „Landesprogramm Gute 
Arbeit“).
- Die Minderung/Beseitigung des Gender 
Pay Gap auf Landesebene.

6. Ausarbeitung von besseren Regelungen 
der Sozialversicherungspflicht bei Solo-
Selbständigen, Beitragsbemessungsgrenze 
für Krankenversicherung im Sinne der 
Armutsprävention.

existenzsichernd sein, d.h. sich mindes-
tens an der Höhe des Landesmedians 
orientieren (2012: 953,-Euro für eine 
alleinstehende Person).
Um Teilzeitausbildung kontinuierlich durch 
zu stehen, erweist sich eine unterstüt-
zende engmaschige sozialpädagogische 
Begleitung durch die Träger der Teilzeit-
Ausbildung (gerade auch bei Migrantin-
nen) als hilfreich.
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Der Landesfrauenrat fordert von Landes-
regierung und Landtag:

1. Umsetzung der Empfehlungen des 
gleichstellungsberichts
Adressiert an den Bundesgesetzgeber hat 
die Landesregierung Baden-Württemberg 
über Bundesrats-Initiativen dafür Sorge 
zu tragen, dass die Bundesregierung die 
Empfehlungen des Gleichstellungsberichts 
in Hinblick auf die festgestellten inkonsis-
tenten Rechtslagen (Scheidungsrecht, Un-
terhaltsrecht) und widersprüchliche Anreize 
(Betreuungsgeld) umsetzt.

v. geld und geldwerte leistungen - neujustierung der sozialen Sicherungssysteme unter genderaspekten!

2. Steuerrecht, Unterhaltsrecht, 
grundsicherung 
In Ergänzung seiner bereits beschlosse-
nen Forderungen fordert der Landesfrau-
enrat: 
- Steuerliche Anerkennung von Eineltern-
familien als Familien.
- Bis zur Abschaffung des Ehegattensplit-
ting als Übergangslösung für Alleinerzie-
hende die Steuerklasse III.
- Unterhaltsvorschuss mindestens bis zum 
gesetzlichen Erwerbsfähigenalter (bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahr).
- Abschaffung der Bedarfsgemeinschaft 
zugunsten der Individualsicherung.
- Erhöhung der Grundsicherung.

3. gesundheitsversorgung
- Zuzahlungsfreier Zugang zu Gesund-
heitsvorsorge- und Früherkennungsange-
boten, Seh- und Hörhilfen, Zahnversor-
gung, Bewegungsförderung, Hilfsmittel für 
Ältere etc.

4. Rentenrechtliche anerkennung von 
privat erbrachten careleistungen
- Die Landesregierung möge einen ge-
sellschaftlichen Dialog zur Entwicklung 
fairer Modelle einer rentenrechtlichen An-
erkennung von gesellschaftlich relevanten 
Careaufgaben (Kinderbetreuung, Pflege, 
Ehrenamt) einberufen.

vI. Wege aus der Frauenarmut – Wohnen und leben in Stadt und land, Partizipation 

Der Landesfrauenrat fordert von Lan-
desregierung und Landtag, Kommunen, 
Wohnungsbaugesellschaften, Institutio-
nen, Freien Trägern, Beratungsstellen, 
Bildungs-, Kultur- und Sportanbietern 
dafür zu sorgen, dass auch für einkom-
mensschwache Menschen in Stadt und 
Land die Grundbedürfnisse, der Zugang 
zu Dingen des täglichen Bedarfs, zu 
Gesundheitsversorgung, zu sozialer und 
politischer Teilhabe, zu Kultur, Mobilität 
und Arbeitsplätzen gewährleistet werden.
Dies muss beinhalten:

Bereich Wohnen
In städtischen Räumen ist vor allem 
genügend preisgünstiger Wohnraum für 
Familien und Wohngemeinschaften zu 
gewährleisten bzw. zu schaffen, sozialer 
Wohnungsbau ist erforderlich.
Bei der Stadtentwicklung darf es keine 
Unterstützung von Gentrifizierung (ho-
mogene Bevölkerungsstruktur) geben. 
Kommunen und die Wohnungsbauför-
derung des Landes sollten grundsätzlich 
auf sozial gut durchmischte, vielfältige 
und variable Quartiersentwicklung zielen. 
Für wirtschaftlich Schwächere bezahlba-
rer Wohnraum muss in allen Quartieren 
angeboten werden. 
In ländlichen Räumen ist auch der Um-
gang mit Wohnungsleerstand zu regeln.
Die Berechtigung zur Nutzung von Wohn-
raum des sozialen Wohnungsbaus muss 
regelmäßig überprüft und gegebenenfalls 
entzogen werden. 
Innovative Quartierskonzepte – unter 

Beteiligung der BewohnerInnen in Stadt 
und Land sind zu befördern. Hier sind die 
Wohnungsleerstände im ländlichen Raum 
einzubeziehen.
An der Entwicklung für sie praktikabler 
Lösungen und Quartierskonzepte müssen 
die betroffenen Frauen tatsächlich beteiligt 
werden. Gerade die große Anzahl älterer 
allein wohnender Frauen, benötigen 
Lösungen für den Verbleib im sozialen 
Nahraum, in ihren sozialen Netzen und für 
die Weiternutzung der vorhandenen Po-
tenziale. Dies verlangt u.U. Anpassungen 
der Wohnsituation (kleinere Wohnungen, 
Vermietungen, Modelle wie Wohngemein-
schaften). 
Die Stärkung von nachbarschaftlichen Un-
terstützungsstrukturen und Selbsthilfebe-
dingungen, z.B. bei Care, Nahrungsmittel-
zubereitung, Konsum, Reparaturen, (z.B. 
auch Gemeinschaftsgärten, Tauschbörsen, 
Talente-Tauschringe) muss einkommens-
armen Familien und älteren Alleinlebenden 
besonders zugute kommen. 
Für HeimbewohnerInnen: Recht auf Ein-
zelzimmer.

Bereich Soziale Infrastruktur
Zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Beruf und Care sind erforderlich:
Ganztages-Kinderbetreuung, Ganztags-
schule etc., Kinderbetreuungsangebote 
mit Randzeiten und Notzeitenbetreuung 
besonders für alleinerziehende Erwerbs-
tätige (die Mehrheit sind Frauen) und in 
ländlichen Gebieten.
Bei Pflegebedürftigkeit mehr wohnungsna-

he ambulante Unterstützungsmaßnahmen 
(Kurzzeitpflege, Tagespflege, Hausärzt-
liche Versorgung etc.). Unterstützung für 
selbstorganisierte Vor-Ort-Selbsthilfe.

grundversorgung
Insbesondere in ländlichen Räumen ist bei 
der Nahraumplanung die Grundversorgung 
auch für Menschen mit geringen finanzi-
ellen Mitteln sicher zu stellen. Besonders 
für ältere Alleinlebende unabdingbar sind 
fußläufige Entfernungen zu Läden und 
Dienstleistungen des täglichen Bedarfs 
sowie öffentliche Räume ohne Barrieren, 
ohne Angstzonen und mit ausreichender 
Ausstattung an WC’s, Bänken etc.

mobilität
Die Verkehrsplanung muss aus unter-
schiedlichen Lebenssituationen resultie-
rende Bedürfnisse von Frauen und Män-
nern berücksichtigen. Zum Öffentlichen 
Personennahverkehr verweisen wir auf die 
Stellungnahme des LFR zum Verkehrswe-
geplan.

Partizipation/Beteiligung
Landesregierung, Kommunen, Parteien, 
Verbände, Vereine, Kultur- und Bildungs-
träger, Medien sind aufgefordert, die 
gleichberechtigte soziale, kulturelle und 
politische Teilhabe für einkommensarme 
Frauen zu gewährleisten durch Besei-
tigung finanzieller Zugangshürden und 
gezieltes Empowerment der Frauen zur 
Wahrnehmung ihrer Beteiligungs- und 
(Mit)Gestaltungsrechte.

WEgE aUS DER FRaUEnaRmUt
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Die Beschlüsse zu „Wege aus der Frauenarmut“ wurden u.a. an die Mitglieder des Landesbeirats für Armutsbekämpfung und 
Prävention Baden-Württemberg weiter geleitet.
Im Rahmen der Arbeit dieses Beratungsgremiums fand am 9. Dezember 2013 in Stuttgart die  Konferenz „Wege aus der Kin-
derarmut“ – Konferenz zum Ersten Armuts- und Reichtumsbericht Baden-Württemberg statt, an der für den Landesfrauenrat  
Manuela Rukavina teilnahm.
Bei dieser Konferenz, die ausgerichtet wurde vom Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren 
Baden-Württemberg und durchgeführt von der FamilienForschung Baden-Württemberg/Statistisches Landesamt Baden-Würt-
temberg fiel erneut die fehlende Sensibilität für Geschlechterfragen  auf. Dass Kinderarmut auch abgeleitete Frauenarmut ist, 
kam bei dieser Konferenz nicht wirklich zu Tage. Die vorgestellten Daten wiesen kein einziges Mal das Geschlecht aus.1 Le-
diglich Prof. Dr. Hans Bertram, Humboldt-Universität zu Berlin führte in seinem Beitrag zu Armut und kindliches Wohlbefinden 
aus, dass die Lebenssituation der Mütter (z.B. bei Alleinerziehenden) signifikante Wirkung auf die Kinder hat. Hinweise zu den 
durchaus unterschiedlichen Auswirkungen von materieller Armut auf Mädchen und Jungen in Familien blieben allerdings aus.

1 Mehrere Vorträge gibt es zum Herunterladen unter: http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/FaFo/Veran-
staltungen/ArmutReichtum_P_Stutzer.pdf, http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/FaFo/Veranstaltungen/
ArmutReichtum_P_KrausKrause.pdf

lanDESPolItIk: kInDER- UnD JUgEnDaRmUt

kontext und hintergrund

Die familienwissenschaftliche For-
schungsstelle beim Statistischen Lan-
desamt Baden-Württemberg erläutert 
auf ihrer Seite (www.statistik.baden-
wuerttemberg.de/BevoelkGebiet/FaFo/
ArmutReichtum.asp):

Armutsgefährdung bedeutet nicht nur 
materielle Einschränkung, sondern kann 
darüber hinaus die Chancengleichheit 
in verschiedenen Bereichen des Lebens 
(z. B. Bildung, Ernährung und Gesund-
heit) beeinträchtigen und mit weitrei-
chenden Folgen - etwa einem geringen 
Bildungserfolg - einhergehen. Diesem 
gesellschaftlichen Problem gilt es effektiv 
und nachhaltig entgegenzuwirken. Der 
Koalitionsvertrag der grün-roten Lan-
desregierung Baden-Württembergs für 
die Legislaturperiode 2011-2016 sieht 
vor, einmal pro Legislaturperiode einen 
umfangreichen Armuts- und Reichtums-
bericht vorzulegen. Der Beschluss wurde 
am 15. März 2012 vom Landtag gefasst 
(Landtagsdrucksache 15/2292).

Die von Sozialministerin Katrin Altpeter 
einberufenen Mitglieder des Landesbeirats 
für Armutsbekämpfung und -prävention 
Baden-Württemberg sind: die sozialpo-
litischen Sprecher der Landtagsfraktio-
nen, die Liga der freien Wohlfahrtspflege 
Baden-Württemberg, der Landesseni-
orenrat Baden-Württemberg, der Lan-
desfamilienrat Baden-Württemberg, der 
Landesverband Baden-Württemberg 

des Deutschen Kinderschutzbundes, der 
landesfrauenrat Baden-Württemberg1, 
die Landesarmutskonferenz Baden-
Württemberg2, Städte-, Landkreis- und 
Gemeindetag Baden-Württemberg, der 
Kommunalverband für Jugend und Sozi-
ales Baden-Württemberg, der Deutsche 
Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg, 
die Landesvereinigung der baden-würt-
tembergischen Arbeitgeberverbände, das 
Staatsministerium BW, das Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport BW so-
wie das Ministerium für Integration BW. 
Die Erstellung des Ersten Armuts- und 
Reichtumsberichts Baden-Württemberg ist 
ein zentraler Baustein der Armuts- und 
Reichtumsberichterstattung in Baden-
Württemberg. Er wird von der Familien-
Forschung (FaFo) Baden-Württemberg 
im Statistischen Landesamt im Auftrag 
des Ministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familien, Frauen und Senioren 
als eine Maßnahme zur Verbesserung der 
Situation armutsgefährdeter Menschen im 
Land erstellt und im Jahr 2015 vorge-
legt. Der Bericht wird eine umfassende 
datenorientierte Analyse der Einkom-
mens- und Lebenslagen der Menschen in 
Baden-Württemberg mit dem Schwerpunkt 
Kinderarmut sowie eine Übersicht über die 
bereits im Land vorhandenen Berichtsys-
teme enthalten. Neben einkommensba-
sierten Armuts- und Reichtumsindikatoren 
greift der Bericht auch nichtmaterielle 

1 Der Landesfrauenrat wird im Beirat vertreten durch: 
Dorothea Maisch. Manuela Rukavina

2 Landesarmutskonferenz: Informationen unter  
www.landesarmutskonferenz-bw.de/

Indikatoren der sozialen Exklusion auf. 
Die Berichterstattung wird durch den 
Landesbeirat für Armutsbekämpfung und 
Prävention Baden-Württemberg begleitet. 
Um den gesellschaftlichen Armutsdiskurs 
voranzutreiben, finden während der Be-
richterarbeitung fachspezifische Konferen-
zen statt.

voRSchaU

Konferenz zur Sicht von Betroffenen und 
Praxis: 9. Oktober 2014 in Mannheim

Abschlusstagung: Mai 2015
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Die am 10.03.2012 in Offenburg ge-
gründete Landesarmutskonferenz Baden-
Württemberg LAK und die Liga der freien 
Wohlfahrtspflege Baden-Württemberg 
sowie der Deutsche Gewerkschaftsbund 
Baden-Württemberg DGB haben  Ende 
Nov. 2013 eine gemeinsame Landesar-
mutskonferenz Baden-Württemberg ver-
einbart. Sie ist eine Arbeitsgemeinschaft 
der genannten Netzwerke mit dem Ziel 
ein Forum zum Austausch, Dialog und 
zur Überwindung von Armut und sozia-
ler Ausgrenzung in Baden-Württemberg 
zu schaffen. Die Landesarmutskonferenz 
Baden-Württemberg besteht organisato-
risch aus zwei Netzwerken unter einem 
gemeinsamen Dach. 
Die LAK-BW versteht sich als
kritischer Partner von Politik, Verwaltung, 

Mehr als 150 Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Politik und Wirtschaft 
haben auf Einladung von Sozialministerin 
Katrin Altpeter in Stuttgart darüber dis-
kutiert, wie man Kinderarmut verhindern 
und die Lage betroffener Kinder verbes-
sern kann. Die Konferenz „Wege aus der 
Kinderarmut“ ist die erste Konferenz im 
Rahmen der Erarbeitung des ersten Ar-
muts- und Reichtumsberichts für Baden-
Württemberg. „Kinder leiden besonders 
unter Armut, denn die negativen Folgen 
von Armut für sie sind vielfältig und wir-
ken oft bis ins Erwachsenenalter hinein. 
Laut einer Erhebung des Statistischen 
Landesamtes im Auftrag des Sozialminis-
teriums war 2011 fast jedes fünfte Kind in 
Baden-Württemberg von Armut bedroht. 
Armutsgefährdete Kinder haben sehr viel 
schlechtere Teilhabe- und Entwicklungs-
möglichkeiten – etwa in der Bildung - als 
andere Kinder.

Ministerin Altpeter wies darauf hin, dass 
die Konferenz „Wege aus der Kinderar-
mut“ ein Meilenstein auf dem Weg zum 
ersten Armuts- und Reichtumsbericht für 
Baden-Württemberg ist. Dieser Bericht 
soll 2015 mit einem Schwerpunkt auf Kin-
derarmut erscheinen und neben umfas-
senden Analysen zu Einkommen, Armut 
und Vermögen konkrete Handlungsemp-
fehlungen zur Bekämpfung und Vermei-
dung von Kinderarmut geben. 
Altpeter betonte, dass die Landesregie-
rung bereits heute aktiv im Kampf gegen 
Kinderarmut ist. „Wir nehmen bereits 
jetzt bei vielen Maßnahmen Kinder in 
den Blick. So haben wir es uns zum 
Ziel gesetzt, die Rechte von Kindern 
und Jugendlichen zu stärken und führen 
deshalb im kommenden Jahr gemein-
sam mit vielen Kommunen, Verbänden, 
Vereinen und Schulen im Land ein Jahr 
der Kinder- und Jugendrechte durch. Mit 

auftaktkonferenz zum 1. armuts- und Reichtumsbericht für Baden-Württemberg

Kirchen, Wissenschaft und Öffentlichkeit. 
Sie arbeitet mit den Netzwerken der Zivil-
gesellschaft zusammen.
Grundlage der LAK-BW ist die Koope-
rationsvereinbarung und eine in 2014 zu 
erarbeitende gemeinsame Charta, die die 
Inhalte und Ziele der Landesarmutskonfe-
renz konkret benennt.

Geschäftsadresse:
Landesarmutskonferenz Baden
-Württemberg c./o. Klaus Kittler
Diakonisches Werk der evangelischen 
Kirche in Württemberg e.V., Heilbronner 
Straße 180, 79191 Stuttgart
Kittler.k@diakonie-wue.de
Tel. 0711 1656 233

landesarmutskonferenz Baden-Württemberg

Der Landesfrauenrat wünscht dem 
neuen Netzwerk viel Erfolg - und hofft, 
dass es auch einen spezifischen Blick 
auf die Situation einkommensarmer 
Mädchen und Frauen richtet!

lanDESPolItIk: kInDER- UnD JUgEnDaRmUt

einem bunten Strauß an Aktivitäten wollen 
wir den Kinderrechten im Land zu mehr 
öffentlicher Aufmerksamkeit verhelfen“, so 
die Ministerin. Der inhaltliche Schwerpunkt 
soll dabei auf dem Recht auf Partizipation 
liegen. Außerdem, so die Ministerin, sei 
das Land Vorreiter bei der Umsetzung 
Früher Hilfen und fördere vielfältige Maß-
nahmen für möglichst präventive und frühe 
Interventionen im Kinderschutz. 
Pressemitteilung des Sozialministerium BW - 

9.12.2013
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kommUnalWahl 25. maI 2014 - vollE kRaFt voRaUS!  

Für Ihre örtlichen aktionen gibt 
es dieses motiv zum kostenlosen 
Download unter 
www.halbe-kraft-reicht-nicht.de

Die Kandidatinnen-Nominierungen zur Kommunalwahl und zur 
Europawahl sind an vielen Orten bereits erfolgt oder in vollem 
Gange und  werden voraussichtlich spätestens Ende Februar 2014 
abgeschlossen sein.
Einreichung der Wahlvorschläge spätestens: 27. März 2014, 18 Uhr
Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge spätestens: 
3. April 2014.
Wahlberechtigt sind erstmals auch Jugendliche ab 16 Jahren. Kan-
didaturen sind wie bisher ab 18 Jahre möglich.

 
    
    Termine

EURoPaWahl 25. maI 2014

Europaweiter appell für 50 % Frauen – 50 % männer im Europaparlament und 
in allen gremien    
“No Modern European Democracy Without Gender Equality!” 
Keine moderne Demokratie ohne Gleichhheit der Geschlechter!
Hinter dem Appell für Parität! stehen: Die Europäische Frauenlobby (EWL), zahlreiche 
Europaabgeordnete und weitere an tatsächlicher Geschlechtergerechtigkeit in politischen 
Gremien interessierte Frauen und Männer aus ganz Europa.
Auszug aus: www.paritydemocracy.eu/take-action/

kommunalwahlgesetz Baden-Württemberg § 9:
„Männer und Frauen sollen gleichermaßen bei der Aufstellung eines Wahlvorschlags 
berücksichtigt werden. Dies kann insbesondere in der Weise erfolgen, dass bei der Rei-
henfolge der Bewerberinnen und Bewerber in den Wahlvorschlägen Männer und Frauen 
abwechselnd berücksichtigt werden. Die Beachtung der Sätze 1 und 2 ist nicht Voraus-
setzung für die Zulassung eines Wahlvorschlags.“
Wachsamkeit vor Ort und notfalls „nachdrückliches Erinnern“ an die Absichtserklärungen 
der Parteien ist nötig, damit
- Parteiinterne Quoten, wie sie etwa GRÜNE und SPD haben eingehalten werden;
- damit Absichtserklärungen - wie etwa bei der CDU - umgesetzt werden.

Women represent more than half of the 
population of the EU, but they are not 
represented equally in decision-making at 
all European levels.
This current and lingering under-repre-
sentation is a serious obstacle to the 
democratic legitimacy of the European 
Union.
The EU states that Equality between wo-
men and men is one of its main objecti-
ves and a fundamental value. Moreover, 
gender equality in decision-making is 
mentioned as one of the priorities in the 
European Strategy for Equality between 
Women and Men 2010-2015 as well as 
in The European Pact for Gender Equality 
(2011-2020).
To achieve 50/50 gender balance in the 
European institutions after the elections 
in 2014, a cross-party coalition of MEP’s 
came together with the support of the 
European Women’s Lobby (EWL) to make 

parity become a reality in the European 
institutions.
A modern and genuine democracy requi-
res gender equality; the equal representa-
tion of women and men in the making of 
decisions that affect their lives.
We are convinced it is high time for 
concrete actions ahead of the European 
elections in 2014!
We believe that gender equality is a 
condition for modernising our political 
systems, so that women and men in their 
diversity equally share rights, responsibi-
lities, and power. Gender equality should 
be at the heart of European initiatives to 
engage citizens in decision-making, to 
increase the legitimacy of the European 
Union, and to progress towards policies 
that reflect the needs and aspirations of 
all Europeans.

Our demands:
We, come together to call on all decision-
makers, individuals and organisations 

interested in the promotion of democracy 
and justice to support this equality bet-
ween women and men in decision-making 
and gender parity at all levels and across 
the boundaries of countries and political 
parties.

We call on:
- Each Member State to nominate one 
female and one male candidate for to the 
College of  Commissioners and for all top 
jobs in the EU institutions;
- The Member States and Council of the 
EU to promote and ensure gender parity 
in the executive board and top positions of 
the European Central Bank;
- The political groups in the European 
Parliament to nominate one female and 
one male candidate for President of the 
European parliament, and to ensure gen-
der parity in the nomination of chairper-
sons within Committees, as well as in the 
composition of the Bureaus; (...)
        

www.womenlobby.org


